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Termine

Steuern und Sozialversicherung

Rente

Drohende doppelte Besteuerung künftiger

Rentnergenerationen

Private Rente

Doppelbesteuerung systembedingt ausgeschlossen

Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten,

aufgrund der Corona-Krise kommt es insbesondere im Bereich der

Vermietung und Verpachtung zurzeit oft zu Nachlässen bei der

Miete. Schließlich nutzt es auch dem Vermieter nichts, wenn er bei

einem langjährigen Mieter auf den vollen Mietzins besteht, dieser ihn

aber wegen etwaiger Geschäftsschließungen nicht entrichten kann!

Wahrscheinlich ist es in diesem Fall auch für den Vermieter besser,

einen Mietnachlass zu geben und an dem treuen Mieter festzuhalten.

Fraglich ist, ob dies zu steuerlichen Konsequenzen führt. Die

Stichworte lauten: Verbilligte Vermietung und die Hinterfragung der

Einkünfteerzielungsabsicht. Erfreulicherweise zeigt sich die

Finanzverwaltung hier sehr unkompliziert. So ist auf

Bund-Länder-Ebene erörtert worden, dass das Ausbleiben von

Mieteinnahmen aufgrund der wirtschaftlichen Folgen der

Corona-Krise nicht zu steuerlichen Nachwirkungen führen soll. So

der Erlass der Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen vom

2.12.2020.

Wer also durch einen Mietnachlass nur noch weniger als 66% der

ortsüblichen Miete einnimmt, braucht keine Sorge zu haben, dass

ihm eine verbilligte Vermietung vorgeworfen wird und

dementsprechend eine Werbungskostenkürzungen stattfindet.

Ebenso unkompliziert sieht es beim Stichwort Einkünfteerzielung

aus. Erlässt der Vermieter aufgrund einer finanziellen Notsituation

des Mieters die Mietzahlung zeitlich befristet ganz oder teilweise,

führt dies nicht zum Wegfall der Einkünfteerzielungsabsicht. Etwas

anderes gilt in beiden Fällen nur, wenn bereits zuvor ein Problem in

einem dieser Bereiche bestanden hat. In allen anderen Fällen gibt es

jedoch kein Problem.

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen eine informative Lektüre.

Kanzlei Sulzmann

Hermann-Fischer-Allee 4 , 78166 Donaueschingen

Telefon: 0771/8090-0 | Telefax: 0771/8090-50

www.sulzmann.info | mail@sulzmann.info
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Die in diesem Mandantenbrief enthaltenen Beiträge sind nach bestem

Wissen und Kenntnisstand verfasst worden. Sie dienen nur der

allgemeinen Information und ersetzen keine qualifizierte Beratung in

konkreten Fällen. Eine Haftung für den Inhalt dieses

Informationsschreibens kann daher nicht übernommen werden.
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Alle

Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

12.07.

■
Umsatzsteuer

■
Lohnsteuer

■
Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.07. für den Eingang

der Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der

Gemeinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um

Säumniszuschläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei

Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Juli 2021

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld

spätestens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für

Juli ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.7.2021.

Rente: Drohende doppelte Besteuerung künftiger

Rentnergenerationen

Der Kläger war während seiner aktiven Erwerbstätigkeit überwiegend

selbstständig als Steuerberater tätig. Auf seinen Antrag hin war er in

der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungspflichtig. Er zahlte

seine Rentenbeiträge größtenteils aus eigenem Einkommen. Dabei

konnte er diese Aufwendungen nur begrenzt als Sonderausgaben

abziehen. Seit 2007 erhält er eine Altersrente.

Im vorliegenden Verfahren wandte er sich gegen deren Besteuerung

im Jahr 2008. Das Finanzamt hatte – entsprechend der gesetzlichen

Übergangsregelung – 46 Prozent der ausgezahlten Rente als steuerfrei

behandelt und die verbleibenden 54 Prozent der Einkommensteuer

unterworfen. Der Kläger hat eine eigene Berechnung vorgelegt, nach

der er rechnerisch deutlich mehr als 46 Prozent seiner

Rentenversicherungsbeiträge aus seinem bereits versteuerten

Einkommen geleistet hat. Nach seiner Ansicht liegt deshalb eine

verfassungswidrige doppelte Besteuerung von Teilen seiner Rente vor.

Das Finanzgericht sah dies anders und wies die Klage ab.

Auch der BFH ist der Auffassung des Klägers nicht gefolgt. Vielmehr

hält er an seiner bisherigen, vom Bundesverfassungsgericht

bestätigten Rechtsprechung zur Rentenbesteuerung fest, nach der

sowohl der mit dem Alterseinkünftegesetz eingeleitete

Systemwechsel zur nachgelagerten Besteuerung von Altersbezügen

als auch die gesetzlichen Übergangsregelungen im Grundsatz

verfassungskonform sind. Klar sei aber auch, dass es im konkreten

Einzelfall nicht zu einer doppelten Besteuerung von Renten kommen

darf. Eine solche doppelte Besteuerung werde vermieden, wenn die

Summe der voraussichtlich steuerfrei bleibenden Rentenzuflüsse

mindestens ebenso hoch ist wie die Summe der aus dem bereits

versteuerten Einkommen aufgebrachten

Rentenversicherungsbeiträge.

Der Auffassung des Klägers, nach der die zwischen der früheren

Beitragszahlung und dem heutigen bzw. künftigen Rentenbezug

eintretende Geldentwertung im Rahmen der Berechnung zu

berücksichtigen sei, folgte der BFH nicht. Für eine solche

Abweichung vom so genannten Nominalwertprinzip sah er weder im

Einkommensteuerrecht noch im Verfassungsrecht eine Grundlage.

Infolgedessen könnten Wertsteigerungen der Renten – unabhängig

davon, ob sie inflationsbedingt sind oder eine reale Erhöhung

darstellen – besteuert werden.

Erstmals hat der BFH jetzt konkrete Berechnungsparameter für die

Ermittlung einer etwaigen doppelten Besteuerung von Renten

festgelegt. Dabei hat er klargestellt, dass zum steuerfreien

Rentenbezug nicht nur die jährlichen Rentenfreibeträge des

Rentenbeziehers, sondern auch die eines etwaig länger lebenden

Ehegatten aus dessen Hinterbliebenenrente zu rechnen sind.

Alle anderen Beträge, die die Finanzverwaltung ebenfalls als

"steuerfreien Rentenbezug" in die Vergleichsrechnung einbeziehen

möchte, bleiben allerdings nach Auffassung des BFH

unberücksichtigt. Sie dienten anderen – überwiegend

verfassungsrechtlich gebotenen und daher für den Gesetzgeber nicht

dispositiven – Zwecken und könnten daher nicht nochmals

herangezogen werden, um eine doppelte Besteuerung von Renten

rechnerisch zu vermeiden. Damit bleibe insbesondere auch der so

genannte Grundfreibetrag, der das steuerliche Existenzminimum

jedes Steuerpflichtigen sichern soll, bei der Berechnung des

"steuerfreien Rentenbezugs" unberücksichtigt. Für die Ermittlung des

aus versteuertem Einkommen aufgebrachten Teils der

Rentenversicherungsbeiträge hat der BFH ebenfalls konkrete

Berechnungsparameter formuliert.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 19.05.2021, X R 33/19
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Private Rente: Doppelbesteuerung systembedingt

ausgeschlossen

Der Kläger war als Zahnarzt Pflichtmitglied eines berufsständischen

Versorgungswerks, blieb allerdings freiwilliges Mitglied in der

gesetzlichen Rentenversicherung. Er erhielt im Streitjahr 2009 von der

Deutschen Rentenversicherung Bund eine Altersrente und

Zusatzleistungen aus der dortigen Höherversicherung. Zudem bezog

er mehrere "Rürup"-Renten, ebenso zahlreiche Renten aus privaten

Kapitalanlageprodukten. Das Finanzamt setzte für die gesetzliche

Altersrente einschließlich der Leistungen der Höherversicherung den

sich nach der gesetzlichen Übergangsregelung ergebenden

Besteuerungsanteil von 58 Prozent an. 42 Prozent der ausgezahlten

Rente blieben steuerfrei.

Im Hinblick auf die hohen Beitragsleistungen des Klägers in zwei

Versorgungssysteme wandte das Finanzamt die so genannte

Öffnungsklausel an. Diese ermöglicht es, in bestimmten

Konstellationen die Rente zumindest teilweise mit dem günstigeren

Ertragsanteil zu versteuern. Die "Rürup"-Renten des Klägers brachte

das Finanzamt mit dem Besteuerungsanteil, die sonstigen privaten

Leibrenten – wie vom Gesetz vorgesehen – mit dem Ertragsanteil in

Ansatz. Das Finanzgericht wies die hiergegen gerichtete Klage ab.

Der Kläger hielt die Entscheidung aus mehreren Gründen für

unzutreffend. Er meinte, die gesetzliche Altersrente, eine der

"Rürup"-Renten und diverse Renten aus privaten Versicherungen

würden unzulässigerweise doppelt besteuert, weil nach seinen

Berechnungen die aus versteuertem Einkommen erbrachten Beiträge

höher seien als der steuerfreie Teil der zu erwartenden

Rentenzahlungen.

Der BFH sah dies anders. Er entschied, dass die Leistungen aus der

freiwilligen Höherversicherung zur gesetzlichen Altersrente als Teil

der Rente einheitlich mit den regulären Rentenbezügen zu versteuern

sind. Dass jene Leistungen sozialversicherungsrechtlich zu einer

überdurchschnittlichen Versorgung aus der gesetzlichen

Rentenversicherung führen und ausschließlich aus eigenen Beiträgen

des Versicherten finanziert wurden, erachtete der BFH als

unerheblich.

Dagegen teilte er die Auffassung des Klägers, dass die gesetzliche

Öffnungsklausel nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut nur auf

Antrag des Steuerpflichtigen anwendbar ist. Sie hätte danach im

Streitfall keine Anwendung finden dürfen, weil kein entsprechender

Antrag gestellt wurde. Trotzdem blieb die Revision auch in diesem

Punkt ohne Erfolg. Denn die unzutreffende Anwendung der

Öffnungsklausel habe den Kläger nicht in seinen Rechten verletzt, so

der BFH: Die durch die Anwendung der Öffnungsklausel zu Unrecht

gewährte Entlastung sei höher ausgefallen als der Betrag, der ohne

Geltung der Öffnungsklausel für das Streitjahr als doppelt besteuert

anzusehen wäre. Die Frage, ob Steuerpflichtige, die bewusst keinen

Antrag auf Anwendung der gesetzlichen Öffnungsklausel stellen,

überhaupt eine doppelte Besteuerung rügen können, habe daher

offen bleiben müssen.

Der BFH stellte zudem klar, dass zum steuerfreien Rentenbezug nicht

nur die jährlichen Rentenfreibeträge des Rentenbeziehers, sondern

auch die eines etwaig länger lebenden Ehegatten aus dessen

Hinterbliebenenrente zu rechnen sind. Im Streitfall war daher auch

der steuerfrei bleibende Teil einer späteren – bei statistischer

Betrachtung wahrscheinlichen – Witwenrente der Klägerin zu

berücksichtigen.

Regelmäßige Anpassungen einer der Basisversorgung dienenden

gesetzlichen oder "Rürup"-Rente sind nach Auffassung des BFH auch

in der Übergangsphase in voller Höhe und nicht – wie von den

Klägern begehrt – mit dem geringeren individuellen

Besteuerungsanteil zu berücksichtigen. Der BFH bestätigte insoweit

seine bisherige Rechtsprechung.

Hinsichtlich der streitigen Renten des Klägers aus privaten

Kapitalanlageprodukten außerhalb der Basisversorgung konnte der

BFH keine doppelte Besteuerung feststellen. Die für diese Renten

geltende Ertragsanteilsbesteuerung kann nach seiner Ansicht bereits

systematisch keine doppelte Besteuerung hervorrufen, weil der

durch das Gesetz festgelegte Ertragsanteil in zulässiger Weise die

Verzinsung der Kapitalrückzahlung für die gesamte Dauer des

Rentenbezugs typisiert. Diese Art der Besteuerung verlange nicht,

dass die Beitragszahlungen in der Ansparphase steuerfrei gestellt

werden.

Bundesfinanzhof, Entscheidung vom 19.05.2021, X R 20/19
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Unternehmer

Steuerberater haben künftig mehr Befugnisse vor den

Verwaltungsgerichten

In Fragen der Corona-Hilfen erhalten Steuerberater und

Wirtschaftsprüfer künftig die Befugnis, ihre Mandanten vor den

Verwaltungsgerichten zu vertreten. Auf eine entsprechende Änderung

der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO), die der Bundestag am

10.06.2021 beschlossen hat, weist der Deutsche

Steuerberaterverband e.V. (DStV) hin. Er hatte sich zuvor für die

Gesetzesänderung stark gemacht.

Mit der Einfügung eines neuen § 67 Absatz 2 Satz 2 Nr. 3a VwGO

werde die verwaltungsgerichtliche Vertretungsbefugnis, die bislang

allein für Abgabenangelegenheiten bestand, ausdrücklich auch auf die

Vertretung zu den Corona-Hilfen ausgeweitet, so der DStV. Zuvor

habe sich bereits der Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages für

diese Anpassung ausgesprochen. Er habe in seiner

Beschlussempfehlung betont, dass bei den prüfenden Dritten von

einer besonderen Kenntnis der Hilfsprogramme auszugehen sei.

Deshalb sprächen Gründe der Verfahrensökonomie dafür, diese

Expertise auch in die verwaltungsgerichtlichen Verfahren

einzubringen.

Der DStV hatte sich in Gesprächen mit dem

Bundeswirtschaftsministerium für eine entsprechende Ausweitung

des gesetzlichen Befugnisrahmens für Steuerberater und

Wirtschaftsprüfer eingesetzt, die als prüfende Dritte ihre Mandanten

im Antragsverfahren zu den staatlichen Hilfsprogrammen

unterstützen. Flankiert wurde diese Forderung durch ein Schreiben

des DStV-Präsidenten Harald Elster an die zuständigen

Entscheidungsträger im Bundestag. Die neue Regelung wird nach

Angaben des DStV unmittelbar mit Verkündung im Bundesgesetzblatt

in Kraft treten.

Deutscher Steuerberaterverband e.V., PM vom 11.06.2021

eCommerce: Informationsangebot um Chatbot

"TinA" wurde erweitert

Für allgemeine Fragen rund um die Neuerungen für den eCommerce

ab dem 01.07.2021 sowie für Fragen zum Brexit steht ab sofort der

Chatbot "TinA" zur Verfügung. Hierauf weist das Bundeszentralamt

für Steuern (BZSt) hin.

Welche Auswirkungen die Neuerungen für den eCommerce ab dem

01.07.2021 haben? Welche Auswirkungen hat der Austritt des

Vereinigten Königreichs aus der EU (Brexit) auf den

umsatzsteuerrechtlichen Waren- und Dienstleistungsverkehr? Was

ist bei der Abgabe der Zusammenfassenden Meldungen bezüglich

Umsätzen mit Unternehmern aus dem Vereinigten Königreich zu

beachten? Bis wann kann eine MOSS Steuererklärung für

Großbritannien oder Nordirland übermittelt werden? Bis wann ist

der Antrag auf Vorsteuervergütung für 2020 nach Großbritannien zu

stellen? Kann trotz Brexit einen Antrag auf Erstattung der

Kapitalertragsteuer gestellt werden? – für all diese Fragen sei der

Chatbot da, der rund um die Uhr für Bürger und Unternehmen

erreichbar sei und die Fragen per Chat-Interaktion selbstständig

beantworte. Neben Anfragen rund um den Themenschwerpunkt

eCommerce enthält "TinA" laut BZSt auch umfangreiche

Informationen zu den Auswirkungen des Brexit. Auf der Internetseite

des Zolls ersetze "TinA" damit den "Brexit-Bot", dessen Inhalte

nunmehr vollumfänglich über "TinA" abgerufen werden könnten.

Die umfangreichen Inhalte des Chatbots werden laut BZSt

ressortübergreifend von der Zollverwaltung, dem

Bundesinnenministerium und dem BZSt zur Verfügung gestellt.

Mehrsprachig konzipiert, erteile der Chatbot Auskünfte in deutscher

und englischer Sprache. Dabei bilde er sich über seine lernenden

KI-Komponenten stetig selbst weiter und erweitere sein

Informationsangebot so kontinuierlich.

Abschließend rät das BZSt dazu, in Fragen möglichst eines der

Wörter "Umsatzsteuer", "USt-IdNr", "ZM", "IOSS", "MOSS",

"Erstattung der Kapitalertragsteuer", "Freistellung der

Kapitalertragsteuer", "Vorsteuervergütung" oder "VATRefund" zu

verwenden, um dem Chatbot die Einordnung der Fragen zum

steuerlichen Bereich zu erleichtern.

Bundeszentralamt für Steuern, PM vom 08.06.2021

Arbeitgeber: Keine Entschädigung wegen Mitarbeiter

betreffender 14-tägiger Quarantäneanordnung

Ein Arbeitgeber hat keinen Anspruch auf Entschädigungszahlungen

nach dem Infektionsschutzgesetz, sofern sein Arbeitnehmer während

einer 14-tägigen häuslichen Absonderung gegen ihn einen

Lohnfortzahlungsanspruch hat. Dies entschied das

Verwaltungsgericht (VG) Koblenz und wies zwei Klagen einer

Arbeitgeberin zurück.
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Aufgrund einer infektionsschutzrechtlichen Anordnung befanden sich

zwei ansteckungsverdächtige Mitarbeiterinnen der Klägerin in

häuslicher Absonderung. In der Folge beantragte die Klägerin beim

beklagten Land Rheinland-Pfalz die Erstattung von

Entschädigungszahlungen, die sie während der Zeit der Absonderung

an ihre Mitarbeiterinnen für deren Verdienstausfall geleistet hatte

sowie von Sozialversicherungsbeiträgen. Das Land gewährte lediglich

für die Zeit ab dem sechsten Tag der Absonderung eine Erstattung mit

dem Hinweis, die Arbeitnehmerinnen hätten gegenüber dem

Arbeitgeber für die ersten fünf Tage der Absonderung einen Anspruch

auf Lohnfortzahlung.

Nach erfolglosem Widerspruchsverfahren verfolgte die Klägerin ihr

Begehren im Klageweg weiter. Sie trug vor, bei einer

Quarantänedauer von mehr als fünf Tagen könne nicht mehr, wie es §

616 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) vorsehe, von einer Verhinderung

von verhältnismäßig nicht erheblicher Zeit gesprochen werden.

Dauere die Verhinderung demnach eine erhebliche Zeit, so entfalle

der Lohnfortzahlungsanspruch insgesamt, also auch für den nicht

erheblichen Zeitraum ("Alles-oder-Nichts-Prinzip").

Dem folgte das VG Koblenz nicht und wies die Klagen ab. Zwar habe

ein Arbeitgeber, der im Fall der Absonderung seines Arbeitnehmers

Lohnfortzahlungen und Sozialversicherungsbeiträge leiste, nach dem

Infektionsschutzgesetz einen Anspruch auf Erstattung dieser

Leistungen. Dieser scheide jedoch aus, wenn dem Arbeitnehmer trotz

seiner Verhinderung an der Ausübung seiner Tätigkeit gegen seinen

Arbeitgeber ein Lohnfortzahlungsanspruch zustehe. Gemäß § 616

Satz 1 BGB bestehe ein Anspruch auf Lohnfortzahlung, wenn der

Arbeitnehmer für eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit durch

einen in seiner Person liegenden Grund ohne sein Verschulden an der

Dienstleistung verhindert werde. Dies sei hier der Fall.

Bei den behördlichen Absonderungsanordnungen, die aufgrund eines

Ansteckungsverdachts der Arbeitnehmerinnen der Klägerin ergangen

seien, handele es sich um ein in deren Person liegendes

Leistungshindernis. Darüber hinaus stelle die aufgrund der

Absonderung eingetretene Dauer der Arbeitsverhinderung der

Arbeitnehmerinnen von sechs beziehungsweise 14 Tagen noch eine

verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit dar. Für die Beurteilung sei in

erster Linie das Verhältnis zwischen der Dauer des Arbeits-

beziehungsweise Dienstverhältnisses und der Dauer der

Arbeitsverhinderung maßgeblich. Dabei sei bei einer

Beschäftigungsdauer von mindestens einem Jahr grundsätzlich eine

höchstens 14 Tage andauernde Arbeitsverhinderung infolge einer

Absonderung noch als nicht erhebliche Zeit anzusehen.

Auch bedürfe dieses Ergebnis im zu entscheidenden Fall nicht aus

Zumutbarkeitsgesichtspunkten einer Korrektur. Denn das Risiko,

während einer höchstens 14-tägigen Quarantäne des Arbeitnehmers

bei einem mindestens ein Jahr andauernden

Beschäftigungsverhältnis den Lohn für zwei Wochen weiterzahlen zu

müssen, sei für den Arbeitgeber grundsätzlich kalkulierbar. Da die

Mitarbeiterinnen der Klägerin bei dieser bereits deutlich länger als

ein Jahr beschäftigt gewesen seien, habe diesen somit ein

Lohnfortzahlungsanspruch zugestanden. Dies schließe einen

Entschädigungsanspruch der Klägerin aus.

Gegen beide Entscheidungen steht den Beteiligten die Einlegung der

Berufung bei dem Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz zu, die

das VG wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassen hat.

Verwaltungsgericht Koblenz, Urteile vom 10.05.2021, 3 K 107/21.KO

und 3 K 108/21.KO, nicht rechtskräftig
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